Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Benda und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. innere Sicherheit 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, den nach schon 
länger zurückliegenden Äußerungen des Bundesministers 
des Innern notwendigen Gesetzentwurf zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes einzu- 
bringen, der den Verfassungsschutzbehörden die Über- 
wachung extremistischer Ausländer ermöglichen soll? 

2. Welche Maßnahmen zu der vom Bundesminister des Innern 
angekündigten strengeren Überwachung von extremistischen 
Ausländern hat die Bundesregierung inzwischen eingeleitet? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, zur wirksameren Über- 
wachung extremistischer Ausländer Änderungen des Aus- 
ländergesetzes, des Vereinsgesetzes und des Versammlungs- 
gesetzes vorzuschlagen? 

4. Hält es die Bundesregierung nach dem vor kurzer Zeit auf- 
gedeckten Spionagefall in einer obersten Bundesbehörde 
für notwendig, durch eine entsprechende Ergänzung des 
Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes den 
Verfassungsschutzbehörden eine eindeutige Rechtsgrund- 
lage für die Wahrnehmung der Spionageabwehr und des 
vorbeugenden Geheim- und Sabotageschutzes zu geben? 

5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine Ergänzung 
des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bundes und der 
Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes, die den 
Verfassungsschutzbehörden die Aufgabe überträgt, extre- 
mistische Ausländer zu überwachen, eine Änderung bzw. 
Ergänzung des Grundgesetzes voraussetzt? 

Bonn, den 15. April 1970 

Benda 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Drucksache VI/620 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Begründung 

Nach den Anschlägen auf Passagiere der israelischen Flugge- 
sellschaft EL AL auf dem Münchner Flughafen, auf das jüdische 
Altersheim in München und auf ein österreichisches Flugzeug, 
das vom Frankfurter Rhein-Main-Flughafen startete, hatte die 
Bundesregierung durch den Bundesminister des Innern eine 
schärfere Überwachung extremistischer Ausländer im Bundes- 
gebiet angekündigt. Der Bundesminister des Innern hatte dabei 
insbesondere eine eingehende Überprüfung bei der Einreise, 
eine Überwachung durch die Verfassungsschutzämter und eine 
schärfere Anwendung des Ausländerrechts in Aussicht gestellt. 
Bisher ist nicht erkennbar, ob und wann diese Ankündigungen 
verwirklicht werden. Die Bundestagsfraktion der CDU/CSU ist 
der Ansicht, daß die Gefahr ähnlicher Anschläge keineswegs 
vorüber ist und daß deshalb auch nach Abklingen der allge- 
meinen Erregung über diese Verbrechen die notwendigen Kon- 
sequenzen zur Verstärkung der inneren Sicherheit nicht in 
Vergessenheit geraten dürfen. 

In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, weiche 
gesetzlichen Maßnahmen zur Verbesserung der Spionageab- 
Y/ehr und vor allem des vorbeugenden Geheimschutzes not- 
wendig sind. Der kürzlich aufgedeckte Spionagefall im Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft läßt die Notwendig- 
keit gerade vorbeugender Sicherheitsmaßnahmen besonders 
dringlich erscheinen. 


2 



